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Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und 

zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

 

Stellungnahme der Deutschen Zoologischen Gesellschaft e. V. 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Die Deutsche Zoologische Gesellschaft e. V. dankt für die Möglichkeit zur Stellungnahme 

zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur 

Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. 

Zugleich weist die DZG ausdrücklich darauf hin, dass die für die Verbändeanhörung 

eingeräumte Frist außerordentlich kurz ist. Der Entwurf betrifft zentrale Fragen des 

Bundesnaturschutzrechts, insbesondere Eingriffsregelung, Kompensation, Biotopverbund, 

natürliche Klimaschutzfunktionen, Moore, Auen, Schutzgebiete sowie Vorkommensgebiete 

seltener oder gefährdeter Arten. Eine wissenschaftlich fundierte Bewertung erfordert Zeit für 

fachliche Prüfung, interne Abstimmung und die Einbindung einschlägiger Expertinnen und 

Experten. Dies ist innerhalb der gesetzten Frist nur sehr eingeschränkt möglich. 

Die DZG begrüßt grundsätzlich das Ziel des Entwurfs, biologische Vielfalt, ökologische 

Vernetzung und die sogenannte Natürliche Infrastruktur zu stärken. Positiv zu bewerten ist 

insbesondere, dass der Entwurf die Biodiversitätskrise ausdrücklich als zentrale ökologische 

Herausforderung benennt und Natur und Landschaft nicht nur als Ressource, sondern als 

eigenständige Grundlage biologischer Vielfalt, ökologischer Funktionsfähigkeit und 

menschlicher Lebensgrundlagen anerkennt. 

Aus zoologischer Sicht ist besonders wichtig, dass die vorgesehene Fortentwicklung der 

Eingriffsregelung nicht zu einer bloßen rechnerischen oder finanziellen Kompensationslogik 

führt. Vermeidung und Minimierung von Eingriffen müssen Vorrang behalten. Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen müssen ökologisch wirksam, zusätzlich, räumlich-funktional 

nachvollziehbar, langfristig gesichert, transparent dokumentiert und kontrolliert sein. 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Die Aufnahme der natürlichen Klimaschutzfunktion in die Zielbestimmungen des 

Bundesnaturschutzgesetzes wird begrüßt. Moore, Wälder, Gewässer und Auen sind nicht 

nur Kohlenstoffspeicher oder Klimaanpassungsflächen, sondern zugleich Lebensräume und 

Vernetzungselemente für zahlreiche Tierarten. 
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Die Einstufung des Schutzes von Nationalparken, Naturschutzgebieten, Kernzonen von 

Biosphärenreservaten und natürlichen, nicht entwässerten Mooren sowie bestimmter 

Moorwiedervernässungen als überragendes öffentliches Interesse ist aus Sicht der DZG 

grundsätzlich positiv. Dabei sollte jedoch sichergestellt werden, dass dieses öffentliche 

Interesse in Abwägungsprozessen tatsächlich wirksam wird und nicht durch zahlreiche 

entgegenstehende Ausnahme- oder Vorrangtatbestände entwertet wird. 

Aus zoologischer Sicht sollte in der Begründung stärker herausgestellt werden, dass 

natürliche Klimaschutzfunktionen, Biodiversitätsschutz und Artenschutz zusammenzudenken 

sind. Wiedervernässung, Auenentwicklung und Schutz natürlicher Lebensräume sollten 

deshalb stets auch mit Blick auf Zielarten, Populationsverbund und Habitatqualität geplant 

werden. 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Prüfung, ob Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf 

derselben Fläche mehrere Ziele oder Verpflichtungen zugleich erfüllen können, ist 

grundsätzlich sinnvoll. Multifunktionale Maßnahmen können Flächen sparen und ökologisch 

wertvolle Synergien schaffen. 

Gleichzeitig sollte klargestellt werden, dass Multifunktionalität nicht zu Doppelzählung führen 

darf. Eine Maßnahme sollte nur dann mehreren Verpflichtungen dienen können, wenn sie für 

jede dieser Funktionen einen eigenständigen, überprüfbaren und zusätzlichen ökologischen 

Beitrag leistet. 

Die besondere Berücksichtigung von Flächen der öffentlichen Hand für Zwecke des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege wird begrüßt. Öffentliche Flächen können eine 

wichtige Rolle für Biotopverbund, Wiederherstellung von Lebensräumen und langfristige 

Sicherung zoologisch relevanter Habitate spielen. 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Die Erweiterung der Landschaftsplanung um Flächen, die für Kompensation, 

Wiederherstellung der Natur, natürlichen Klimaschutz und naturbezogene Fördermittel 

besonders geeignet sind, wird begrüßt. 

Aus Sicht der DZG muss die fachliche Grundlage solcher Flächenkulissen möglichst aktuell 

und datenbasiert sein. Neben Biotoptypen und Schutzgebietskategorien sollten faunistische 

Daten, Vorkommen seltener oder gefährdeter Arten, Reproduktionshabitate, 

Wanderkorridore, Populationsvernetzung und saisonale Nutzung berücksichtigt werden. 

Die DZG empfiehlt, bei der Erarbeitung und Fortschreibung entsprechender 

Landschaftspläne auch zoologische Expertise, naturkundliche Sammlungsdaten, 

Monitoringdaten sowie die Expertise wissenschaftlicher Fachgesellschaften einzubeziehen. 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Die Klarstellung, dass bestimmte Maßnahmen nicht als Eingriff gelten, kann 

Verfahrenssicherheit schaffen. Dies betrifft insbesondere Maßnahmen zur ökologischen 

Verbesserung oberirdischer Gewässer, soweit sie tatsächlich der Wiederherstellung, 

Entwicklung oder Verbesserung der Gewässerstruktur, der Auenfunktionen oder 

gewässertypischer Lebensgemeinschaften dienen. 

Gleichzeitig sollte die Privilegierung eng ausgelegt werden. Maßnahmen der Unterhaltung 

von Verkehrswegen dürfen nicht faktisch zu einer Ausweitung eingriffsfreier Eingriffe führen. 

Besonders bei Vegetationspflege, ökologischem Trassenmanagement und 

Gewässermaßnahmen sollten artenschutzfachliche Konzepte, Brut- und 

Fortpflanzungszeiten, Ruhestätten und Wanderbewegungen berücksichtigt werden. 
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Bei Agroforstsystemen ist zu begrüßen, dass sie außerhalb besonders sensibler 

Schutzgebiete privilegiert werden können. Zugleich sollte sichergestellt werden, dass die 

Anlage und spätere Beseitigung solcher Systeme nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen 

wertvoller Offenlandarten, Bodenfauna oder regional bedeutsamer Habitatstrukturen führt. 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

§ 15 BNatSchG-E ist aus Sicht der DZG zentral, weil hier die Fortentwicklung der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung geregelt wird. Die DZG erkennt an, dass 

Kompensationsmaßnahmen fachlich besser gebündelt, langfristig geplant und ökologisch 

wirksamer umgesetzt werden können, wenn geeignete Flächenkulissen und professionelle 

Trägerstrukturen genutzt werden. 

Gleichzeitig muss vermieden werden, dass Eingriffe in Natur und Landschaft leichter 

akzeptiert werden, weil sie rechnerisch oder finanziell kompensierbar erscheinen. Es sollte 

vermieden werden, dass die stärkere Flexibilisierung der Kompensation in der Praxis zu 

einer bloß rechnerischen oder finanziellen Ersatzlogik führt. Vorrang müssen weiterhin 

Vermeidung und Minimierung von Eingriffen haben. Eine Erleichterung von finanziellen 

Kompensationen gegenüber v.a. lokalen Ausgleichsmaßnahmen im Vergleich zum 

geltenden BNatSchG lehnt die DZG ab. 

Die vorgesehene Lockerung des räumlichen Zusammenhangs bei Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen kann in Einzelfällen sinnvoll sein, wenn dadurch größere und fachlich 

bessere Maßnahmen ermöglicht werden. Aus zoologischer Sicht ist jedoch entscheidend, 

dass der funktionale Zusammenhang erhalten bleibt. Der Verlust eines 

Fortpflanzungshabitats, eines Wanderkorridors, eines Rastplatzes oder einer lokalen 

Population kann nicht beliebig an anderer Stelle kompensiert werden. 

Die DZG empfiehlt daher, verbindlich festzulegen, dass Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

nur dann räumlich flexibler umgesetzt werden dürfen, wenn ihre ökologische Funktion für die 

betroffenen Arten und Lebensräume nachvollziehbar belegt ist. Eine generelle Lockerung 

des räumlichen Zusammenhangs bei Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen entspricht aus 

biologischer Sicht einem gesetzlichen Rückschritt und wird daher von der DZG abgelehnt. 

Die Möglichkeit, bevorratete Maßnahmen stärker zu nutzen, kann positiv sein, wenn diese 

Maßnahmen bereits wirksam, fachlich hochwertig und langfristig gesichert sind. Der 

vorgesehene Bonus für bevorratete Maßnahmen sollte jedoch nicht dazu führen, dass 

Kompensationsbedarf pauschal reduziert wird, ohne dass ein realer ökologischer Mehrwert 

nachgewiesen ist. 

Der Malus für Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur wird begrüßt. Er sollte so 

ausgestaltet sein, dass er tatsächlich eine Lenkungswirkung entfaltet und Eingriffe in 

besonders wertvolle Naturschutzflächen vermeidet. 

Für multifunktionale Maßnahmen sollten klare Kriterien zu Additionalität, fachlicher Eignung, 

Dokumentation, Erfolgskontrolle und langfristiger Sicherung festgelegt werden. 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Die Zweckbindung von Ersatzzahlungen für Maßnahmen zur Aufwertung von Natur und 

Landschaft wird begrüßt. Aus Sicht der DZG ist entscheidend, dass Ersatzzahlungen nicht 

lediglich verwaltet, sondern zeitnah, transparent und biodiversitätswirksam eingesetzt 

werden. 

Ersatzzahlungen sollten vorrangig für fachlich hochwertige Maßnahmen innerhalb der 

Natürlichen Infrastruktur, für Biotopverbund, Wiederherstellung von Lebensräumen und 

Maßnahmen mit nachweisbarer Wirkung auf Arten und Populationen verwendet werden. 
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Die DZG empfiehlt eine transparente Dokumentation der Verwendung von Ersatzzahlungen 

einschließlich Zielsetzung, räumlicher Zuordnung, Umsetzungsstand, Erfolgskontrolle und 

langfristiger Sicherung der Maßnahmen. 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Die Möglichkeit, Verantwortung für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf anerkannte Dritte 

zu übertragen, kann den Vollzug professionalisieren. Sie kann jedoch auch zu 

Verantwortungsdiffusion führen, wenn Zuständigkeiten, Haftung, Pflegeverpflichtungen und 

Kontrollen nicht eindeutig geregelt sind. 

Die DZG empfiehlt daher, Anerkennungsvoraussetzungen für Dritte streng zu fassen. 

Erforderlich sind nachweisbare naturschutzfachliche Qualifikation, langfristige finanzielle 

Leistungsfähigkeit, transparente Dokumentation, regelmäßige behördliche Kontrolle und 

klare Haftungsregelungen für den Fall, dass Maßnahmen nicht oder nicht dauerhaft wirksam 

sind. 

Die Übertragung der Verantwortung darf nicht dazu führen, dass der ökologische Erfolg von 

Kompensationsmaßnahmen weniger überprüfbar wird. 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Die Einführung von Naturgutschriften kann zusätzliche Mittel für Naturschutz und 

Landschaftspflege mobilisieren. Dies ist grundsätzlich begrüßenswert, sofern dadurch 

tatsächlich dauerhafte ökologische Aufwertungen entstehen. 

Gleichzeitig muss verhindert werden, dass Naturgutschriften zu einem unscharfen 

Finanzierungsinstrument werden, dessen ökologische Wirkung schwer überprüfbar ist. Aus 

zoologischer Sicht sollten Naturgutschriften nur für Maßnahmen vergeben werden, die 

fachlich anspruchsvoll geplant, dauerhaft gesichert, regelmäßig kontrolliert und hinsichtlich 

ihrer Wirkung auf Arten, Lebensräume und ökologische Funktionen evaluiert werden. 

Die DZG empfiehlt, Naturgutschriften an strenge fachliche Mindeststandards, 

Transparenzpflichten, öffentliche Dokumentation und unabhängige Erfolgskontrolle zu 

binden. Außerdem sollte klar abgegrenzt werden, in welchem Verhältnis Naturgutschriften zu 

bestehenden Kompensationspflichten, Ökokonten und Fördermitteln stehen. 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Die Stärkung des Biotopverbunds und das Ziel, bis zum 31. Dezember 2030 mindestens 15 

Prozent der Fläche eines jeden Landes als Biotopverbund zu sichern, werden ausdrücklich 

begrüßt. 

Für den Erhalt wild lebender Tierarten ist jedoch nicht allein die Gesamtfläche geschützter 

oder naturschutzfachlich wertvoller Gebiete entscheidend, sondern deren funktionale 

Vernetzung. Viele Arten benötigen Austausch zwischen Teilpopulationen, störungsarme 

Wanderachsen, Trittsteinbiotope und langfristig stabile Habitatstrukturen. 

Die DZG regt daher an, den Biotopverbund nicht nur quantitativ über Flächenanteile zu 

bewerten, sondern stärker funktional zu prüfen. Maßgeblich sollte sein, ob Populationen 

tatsächlich erhalten, Ausbreitungsbewegungen ermöglicht, genetischer Austausch gesichert 

und Zerschneidungseffekte vermindert werden. 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Die Einführung des Begriffs der Natürlichen Infrastruktur kann ein sinnvoller Schritt sein, um 

ökologisch bedeutsame Flächen systematisch zu erfassen und in Planungs- und 

Abwägungsprozessen stärker zu berücksichtigen. 
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Die DZG begrüßt insbesondere, dass neben klassischen Schutzgebieten auch Moorböden, 

unbebaute Auen, Biotopverbundachsen, Lebensraumkorridore, Engstellen in 

Lebensraumnetzen und Vorkommensgebiete seltener oder gefährdeter Arten einbezogen 

werden sollen. 

Dabei sollte jedoch sichergestellt werden, dass die fachliche Qualität der Flächenauswahl 

hoch ist. Die Kulisse der Natürlichen Infrastruktur darf nicht nur aus formal bereits bekannten 

Schutzkategorien bestehen, sondern muss auch aktuelle faunistische Daten, 

Populationsvernetzung, Wanderkorridore, Reproduktionshabitate, saisonale Nutzung und 

regionale Verantwortungsarten berücksichtigen. Gerade mobile, seltene, kryptische oder 

wenig untersuchte Tierarten werden in rein flächen- oder biotopbezogenen Ansätzen leicht 

unterschätzt. 

Die DZG empfiehlt, bei der Ausweisung und Fortschreibung der Natürlichen Infrastruktur 

zoologische Expertise, taxonomische Fachkenntnis, naturkundliche Sammlungsdaten, 

Monitoringdaten und die Expertise wissenschaftlicher Fachgesellschaften einzubeziehen. 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Die Präzisierung des Biotopverbunds als Instrument zur dauerhaften Sicherung von 

Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten, Biotope 

und Lebensgemeinschaften wird begrüßt. 

Besonders wichtig ist die ausdrückliche Berücksichtigung länderübergreifender 

Lebensraumachsen, Engstellen und zerschnittener Landschaftsräume. Aus zoologischer 

Sicht sollten diese Aspekte bei der Umsetzung eine zentrale Rolle spielen, da viele Tierarten 

auf funktionsfähige Korridore und Austauschbeziehungen zwischen Teilpopulationen 

angewiesen sind. 

Die DZG empfiehlt, bei der rechtlichen Sicherung von Kernflächen, Verbindungsflächen und 

Verbindungselementen auch faunistische Zielarten, Barrierewirkungen, Querungshilfen, 

Gewässerdurchgängigkeit und Populationsgenetik zu berücksichtigen. 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Ausnahme beim Ausbringen von Gehölzen und Saatgut außerhalb ihrer 

Vorkommensgebiete sollte eng begrenzt und fachlich nachvollziehbar dokumentiert werden. 

Regionales und zertifiziertes Pflanz- oder Saatgut sollte weiterhin Vorrang haben. 

Aus zoologischer Sicht sind Herkunftsgebiete nicht nur botanisch relevant, sondern können 

mittelbar auch Nahrungsnetze, Insektenfauna, Habitatqualität und regionale Anpassungen 

beeinflussen. Abweichungen sollten daher nur erfolgen, wenn geeignetes Material 

nachweislich nicht oder nicht in ausreichendem Maße verfügbar ist und keine 

naturschutzfachlich bessere Alternative besteht. 

Die DZG empfiehlt, Ausnahmen mit einer Dokumentationspflicht und, soweit ökologisch 

relevant, einer Erfolgskontrolle zu verbinden. 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Die vorgesehenen allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Standardisierung 

artenschutzfachlicher Anforderungen können Verfahren erleichtern und zu mehr 

Rechtssicherheit führen, sofern sie auf dem aktuellen Stand der Wissenschaft beruhen. 

Aus zoologischer Sicht darf Standardisierung jedoch nicht zu schematischen Prüfungen 

führen. Artenschutzfachliche Bewertungen müssen weiterhin artspezifische Lebenszyklen, 

regionale Populationssituationen, saisonale Aktivität, Wanderbewegungen, Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten sowie kumulative Wirkungen berücksichtigen. Dies gilt besonders bei 

seltenen, streng geschützten, schwer nachweisbaren oder störungsempfindlichen Arten. 
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Die DZG empfiehlt, wissenschaftliche Fachgesellschaften, taxonomische Expertinnen und 

Experten, Fachbehörden und naturkundliche Sammlungen bei der Erarbeitung solcher 

Verwaltungsvorschriften einzubeziehen. Dies gilt insbesondere für Vorgaben zur 

Bestandserfassung, Schutzmaßnahmen, CEF-Maßnahmen, Unterhaltungsvorhaben und 

Elektrifizierung von Bahnstrecken im Hinblick auf Stromschlag und Leitungsanflug von 

Vögeln. 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

§ 56a betrifft die Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen im marinen Bereich. Die 

Anpassung an die allgemeinere Regelung zur Übertragung der Verantwortung für 

Kompensationsmaßnahmen auf Dritte erscheint systematisch nachvollziehbar. 

Aus zoologischer Sicht sollte jedoch ausdrücklich sichergestellt werden, dass im marinen 

Bereich keine fachlichen Standards verloren gehen. Marine Kompensationsmaßnahmen 

betreffen häufig besonders komplexe, dynamische und schwer kontrollierbare Lebensräume. 

Daher sind klare Zuständigkeiten, langfristige Sicherung, Monitoring und Erfolgskontrolle hier 

besonders wichtig. 

Die DZG empfiehlt, für marine Kompensationsmaßnahmen eigenständige fachliche 

Anforderungen an Datengrundlage, Zielarten, Habitatfunktionen und Langzeitmonitoring 

vorzusehen. 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Die Ergänzung des Tierwohls als überwiegendes öffentliches Interesse ist aus zoologischer 

Sicht grundsätzlich nachvollziehbar. Dabei sollte jedoch klargestellt werden, wie 

Tierwohlbelange gegenüber Artenschutz-, Habitat- und Populationsschutzbelangen 

abzugrenzen sind. 

Tierwohl darf nicht isoliert individualbezogen verstanden werden, wenn zugleich 

naturschutzfachliche Belange wild lebender Populationen, Lebensräume oder Schutzgebiete 

betroffen sind. Die DZG empfiehlt daher eine Begründung, die das Verhältnis zwischen 

Tierwohl, Artenschutz und naturschutzrechtlichen Schutzgütern klarstellt. 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Evaluierung der neuen Regelungen wird ausdrücklich begrüßt. Sie sollte 

jedoch nicht nur Vollzugstauglichkeit, Kosten, Dauer und Realisierbarkeit von 

Infrastrukturvorhaben betrachten, sondern auch die tatsächlichen Wirkungen auf 

Biodiversität, Artenschutz, Biotopverbund und ökologische Qualität der Kompensation. 

Die DZG empfiehlt, in die Evaluierung wissenschaftliche Fachgesellschaften, Fachbehörden, 

naturkundliche Museen und weitere artenschutzfachliche Expertise einzubeziehen. Die 

Evaluierung sollte anhand nachvollziehbarer Indikatoren prüfen, ob 

Kompensationsmaßnahmen tatsächlich wirksam sind, ob Naturgutschriften und Ökokonten 

zusätzliche ökologische Aufwertungen erzeugen und ob Eingriffe in Flächen der Natürlichen 

Infrastruktur wirksam vermieden werden. 

Übergangsregelungen sollten nicht dazu führen, dass umfangreiche Vorhaben dauerhaft von 

fachlich gebotenen Verbesserungen ausgenommen bleiben, insbesondere wenn erhebliche 

Auswirkungen auf Arten, Lebensräume oder ökologische Vernetzung zu erwarten sind. 
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